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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2000

Bekanntmachung
des Beitritts der Länder Berlin und 

Rheinland-Pfalz zu dem Abkommen über die 
 Errichtung und Finanzierung der Akademie für 

 öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf 
vom 24. Juni 1971

Vom 13. Februar 2017

Die Länder Berlin und Rheinland Pfalz sind gemäß Arti-
kel 11 Absatz 4 des Abkommens über die Errichtung und 
Finanzierung der Akademie für öffentliches Gesund-
heitswesen in Düsseldorf vom 24. Juni 1971 mit Wirkung 
zum 1. Januar 2017 dem Abkommen beigetreten.

Düsseldorf, den 13. Februar 2017

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2017 S. 282

223

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die zur Verarbeitung 

zugelassenen Daten von Schülerinnen, 
Schülern und Eltern

Vom 9. Februar 2017

Auf Grund des §  122 Absatz  4 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102) verordnet das 
Ministerium für Schule und Weiterbildung mit Zustim-
mung des für Schulen zuständigen Landtagsausschusses:

Artikel 1

Die Verordnung über die zur Verarbeitung zugelassenen 
Daten von Schülerinnen, Schülern und Eltern vom 14. 
Juni 2007 (GV. NRW. S. 220) wird wie folgt geändert:

1.  In §  1 Absatz  2 Satz  2 werden die Wörter „(Verhal-
tensdaten von Schülerinnen und Schülern, Daten 
über gesundheitliche Auffälligkeiten und etwaige Be-
hinderungen, Ergebnisse aus in §  120 Abs.  3 Satz  1 
SchulG aufgeführten Tests, aus psychologischen und 
ärztlichen Untersuchungen)“  gestrichen. 

2.  § 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Die automatisierte Verarbeitung der personenbe-
zogenen Daten ist zulässig auf ADV-Arbeitsplätzen 
und in Netzwerken, die für Verwaltungszwecke einge-
richtet sind, auf sonstigen schulischen ADV-Anlagen 
und in sonstigen Netzwerken, wenn jeweils über die 
Konfi guration die Vertraulichkeit, Integrität, Verfüg-
barkeit, Authentizität, Revisionsfähigkeit und Trans-
parenz gemäß §  10 des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen gewährleistet sind. Insbesondere ist 
sicherzustellen, dass Berechtigte nur Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten erhalten, die für die jeweilige 
Aufgabenerfüllung erforderlich sind.“

3.  Nach § 3 Absatz 2 Satz 2 werden folgende Sätze ein-
gefügt:

  „Sofern dies wegen besonderer Umstände angemessen 
ist, kann die Einwilligung ausnahmsweise in elektro-
nischer Form erfolgen. Dabei sind die Grundsätze des 
§ 13 Absatz 2 des Telemediengesetzes vom 26. Februar 
2007 (BGBl. I S. 179), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. Juli 2016 (BGBl. I S. 1766) geändert 
worden ist, zu erfüllen.“

4.  In §  4 Absatz  5 wird das Wort „zusätzliche“ gestri-
chen.

5.  Nach § 5 Absatz 2 Satz 2 werden folgende Sätze ein-
gefügt:

  „Eine automatisierte Datenübermittlung kann auch 
über eine gemeinsam genutzte informationstechnische 
Basis-Infrastruktur erfolgen, sofern die technischen 
und organisatorischen Sicherheitsanforderungen des 
§  10 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
erfüllt werden. Eine Datenübermittlung auf Datenträ-
gern bedarf einer Verschlüsselung nach dem aktuellen 
Stand der Technik.“

6.  Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

 a)  Abschnitt A wird wie folgt geändert:

  aa)  In Teil I Nummer 1.4 wird das Wort „E-Mail*)“ 
durch die Wörter „private E-Mail-Adresse*), 
schulische E-Mail-Adresse“ ersetzt.

  bb)  In Teil II Nummer  13 werden die Wörter „zu 
Unterrichtszwecken“ durch die Wörter „nach 
§ 57 Absatz 1 SchulG“ ersetzt.

 b)  Die Fußnote „**)“ wird wie folgt gefasst:

   „**) Daten, die ausschließlich zur Erfüllung des 
Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule und 
den hierbei entstehenden Beurteilungen bezie-
hungsweise notwendigen Dokumentationen auto-
matisiert verarbeitet werden dürfen. Medizinische 
Gutachten und Atteste sind hiervon ausgenommen 
und dürfen nicht automatisiert verarbeitet werden. 
Auswirkungen der Daten dürfen durch maßnah-
mebezogene Entscheidungsbegriffe, eine Zahl oder 
Prozentangabe automatisiert verarbeitet werden.“

7.  Anlage 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Teil I Nummer  5 werden die Wörter „den Ge-
meindeunfallversicherungsverband“ durch die Wör-
ter „die Unfallkasse NRW“ ersetzt.

 b)  Teil II wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer  1 wird nach dem Wort „Schul-
pfl ichtverletzungen“ die Angabe „*)“ gestri-
chen und es werden die Wörter „Grundschul- 
und Sonderschulgutachten“ durch die Wörter 
„sonderpädagogische Gutachten“ ersetzt.

  bb)  In Nummer 4 wird nach dem Wort „Sozialver-
halten“ die Angabe „*)“ gestrichen.

 c)  Die Fußnote „*)“ wird wie folgt gefasst: 

   „*) Daten, die ausschließlich zur Erfüllung des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrages der Schule und 
den hierbei entstehenden Beurteilungen bezie-
hungsweise notwendigen Dokumentationen auto-
matisiert verarbeitet werden dürfen. Medizinische 
Gutachten und Atteste sind hiervon ausgenommen 
und dürfen nicht automatisiert verarbeitet wer-
den.“

8.  In Anlage 3 Teil I wird nach Nummer  12 folgende 
Nummer 13 eingefügt:

  „13. Erreichbarkeit der in §  1 Absatz  1 Nummer  1 
bis  3 genannten Personen (Anlage 1, Abschnitt A, 
Teil I Nummern 1.4, 2.6, 2.7, 3.3, 3.4).“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 9. Februar 2017

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2017 S. 282
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Fünfte Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über die zur Verarbeitung zugelassenen Daten
der Lehrerinnen und Lehrer

Vom 9. Februar 2017

Auf Grund des §  122 Absatz  4 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102) verordnet das 
Ministerium für Schule und Weiterbildung mit Zustim-
mung des für Schulen zuständigen Landtagsausschusses:

Artikel 1

Die Verordnung über die zur Verarbeitung zugelassenen 
Daten der Lehrerinnen und Lehrer vom 22. Juli 1996 
(GV. NRW. S. 310), die zuletzt durch Verordnung vom 17. 
Mai 2014 (GV. NRW. S.  308) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die automatisierte Verarbeitung der perso-
nenbezogenen Daten ist zulässig auf ADV-Ar-
beitsplätzen und in Netzwerken, die für Verwal-
tungszwecke eingerichtet sind, auf sonstigen 
dienstlichen ADV-Anlagen und in sonstigen 
Netzwerken, wenn jeweils über die Konfi guration 
die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit, Au-
thentizität, Revisionsfähigkeit und Transparenz 
gemäß §  10 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen gewährleistet sind. Insbesondere ist si-
cherzustellen, dass Berechtigte nur Zugang zu 
personenbezogenen Daten erhalten, die für die 
jeweilige Aufgabenerfüllung erforderlich sind.“

 b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden die Wörter „Fachleiterin-
nen und Fachleiter“ durch das Wort „Perso-
nen“ ersetzt.

  bb)  In Satz  5 werden die Wörter „Fachleiterin-
nen und Fachleiter“ durch die Wörter „mit 
der Ausbildung beauftragten Personen“ er-
setzt.

2.  § 3 wird wie folgt gefasst:

 „§ 3 
 Datenverarbeitung im Auftrag

  Die Schulen, Schulaufsichtsbehörden und Zentren 
für schulpraktische Lehrer-ausbildung sind berech-
tigt, unter Beachtung der Voraussetzungen des §  11 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen die 
Datensicherheit gewährleistende und zuverlässige 
Dritte mit der Verarbeitung ihrer Daten zu beauftra-
gen. Diese Datenverarbeitung im Auftrag ist nur 
nach Weisung des Auftraggebers und ausschließlich 
für deren Zwecke zulässig.“

3.  Anlage 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Tabelle wird wie folgt geändert:

  aa)  In der Zeile „1.1 Identnummer“ wird bei den 
Zweckbestimmungen unter Nummern 1 a, 1 b 
und 5 jeweils die Angabe „x“ eingefügt.

  bb)  Nach der Zeile 1.14 wird folgende Zeile 
„1.15 Dienstliche E-Mail-Adresse“ und bei 
den Zweckbestimmungen unter Nummern 
1 a, 1 b, 2 c, 2 d, 3, 4 und 5 jeweils die Angabe 
„x“ eingefügt.

  cc)  Nach der Zeile 8.3 wird folgende neue Zeile 
„8.4 Aktenzeichen der Bezirksregierung“ 
und bei den Zweckbestimmungen unter 
Nummern 2 a, 2 b, 2 c, 2 d, 3, 4 und 5 jeweils 
die Angabe „x“ eingefügt.

 b)  Die Fußnote „**) Automatisierte Verarbeitung ist 
nicht zugelassen.“ wird gestrichen.

 c)  Die Fußnote „***) Automatisierte Verarbeitung 
ist nicht zugelassen mit Ausnahme der Daten 
unter den Nummern 6.7 bis 6.9 zum Zweck der 

Erstellung von Dokumenten zur Meldung krank-
heitsbedingter Fehlzeiten an die Schulaufsichts-
behörde gemäß § 62 Absatz 1 LBG NRW, § 26 Ab-
satz 1 BeamtStG, § 7 Absatz 3 OVP, § 84 Absatz 2 
SGB IX, § 5 Absatz 1 EntgFG.“ wird gestrichen.

4.  In Anlage 2 wird die Fußnote „*) Automatisierte Ver-
arbeitung nach dieser Anlage ist nicht zugelassen.“ 
gestrichen.

5.  In Anlage 3 wird in der Tabelle nach der Zeile 1.20 
folgende Zeile „1.21 Dienstliche E-Mail-Adresse“ 
und bei den Zweckbestimmungen unter Nummern 
1 a, 1 b, 2, 3, 4, 6, 7 und 8 jeweils die Angabe „x“ ein-
gefügt.

6.  In Anlage 4 wird die Tabelle wie folgt geändert:

 a)  Nach der Zeile 1.8 wird folgende Zeile „1.9 
Dienstliche E-Mail-Adresse“ und bei den Zweck-
bestimmungen unter Nummer 1, 2, 4, 5 und 6 je-
weils die Angabe „x“ eingefügt.

 b)  Nach der Zeile 2.8 wird folgende neue Zeile „2.9 
Dienstliche E-Mail-Adresse“ und bei den Zweck-
bestimmungen unter Nummern 1, 2 und 5 jeweils 
die Angabe „x“ eingefügt.

7.  Anlage 5 wird wie folgt geändert:

 a)  In den Erläuterungen zu den Zweckbestimmun-
gen wird Satz 2 gestrichen.

 b)  Die Tabelle wird wie folgt geändert:

  aa)  Nach der Zeile 1.11 wird folgende Zeile 
„1.12 Dienstliche E-Mail-Adresse“ und bei 
den Zweckbestimmungen unter Nummern 1, 
2 und 3 c jeweils die Angabe „x“ eingefügt.

  bb)  Nach der Zeile 2.8 wird folgende Zeile „2.9 
Dienstliche E-Mail-Adresse“ und bei den 
Zweckbestimmungen unter Nummern 1, 2 
und 3 c jeweils die Angabe „x“ eingefügt.

  cc)  Nach der Zeile 3.6 wird folgende Zeile „3.7 
Dienstliche E-Mail-Adresse“ und bei den 
Zweckbestimmungen unter Nummern 1, 2 
und 3 c jeweils die Angabe „x“ eingefügt.

  dd)  Nach der Zeile 4.6 wird folgende Zeile „4.7 
Dienstliche E-Mail-Adresse“ und bei den 
Zweckbestimmungen unter Nummern 2 und 
3 c jeweils die Angabe „x“ eingefügt.

 c)  In den Zeilen 6.9 bis 6.16 wird in den Spalten 
Zweckbestimmung Nummern 3 a und 3 b jeweils 
die Angabe „x“ eingefügt.

 d)  Die Fußnote „*) Die automatisierte Verarbeitung 
ist auf die Nutzung beschränkt.“ wird gestrichen.

8.  Anlage 6 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 6
(vgl. § 2 Absatz 4)

  Datensatz bei der Genehmigung der Verarbeitung 
personenbezogener Daten von Lehr amts an wä r te-
rinnen und Lehramtsanwä rtern und Lehrkrä ften in 
Ausbildung in privaten ADV-Anlagen der mit der 
Ausbildung beauftragten Fachleiterinnen und Fach-
leiter, Ausbildungslehrerinnen und -lehrer sowie 
Schulleiterinnen und Schulleiter

 1. Name, Vorname

 2. E-Mail-Adresse*)

 3.  Beurteilung der Leistungen der Lehr amts an wä r-
te rin nen und Lehramtsanwä rter und der Lehr-
krä fte in Ausbildung 

 4. Dienstliche E-Mail-Adresse.

 *)  Soweit im Einzelfall nicht erforderlich, ist die 
Angabe freiwillig und jederzeit widerrufbar.“

9.  In Anlage 7 wird in der Tabelle nach Zeile 1.13 fol-
gende Zeile „1.14 Dienstliche E-Mail-Adresse“ ein-
gefügt.

10.  In Anlage 8 wird die Tabelle nach der Zeile 1.13 fol-
gende Zeile „1.14 Dienstliche E-Mail-Adresse“ und 
bei den Zweckbestimmungen unter Nummern 2, 3 
und 4 jeweils die Angabe „x“ eingefügt.
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 9. Februar 2017

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2017 S. 283
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Verordnung 
zur elektronischen Aktenführung bei den 

Finanzgerichten im Land Nordrhein-Westfalen
(eAkten-Verordnung Finanzgerichtsbarkeit – 

eAktVO FG)
Vom 9. Februar 2017

Auf Grund des §  52 b Absatz  1 Satz  2, 3 und 5 der Fi-
nanzgerichtsordnung in der Fassung vom 28. März 2001 
(BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), der durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 22. März 2005 (BGBl. I S. 837) einge-
fügt worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Jus-
tizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30), verordnet das Justizministerium:

§ 1
Anordnung der elektronischen Aktenführung

Bei den in der Anlage bezeichneten Gerichten werden 
die Akten in den genannten Verfahren ab dem angegebe-
nen Zeitpunkt nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 elektro-
nisch geführt. Akten, die ab dem angegebenen Zeitpunkt 
neu angelegt werden, werden im Ganzen elektronisch ge-
führt. Akten, die zum angegebenen Zeitpunkt bereits in 
Papierform angelegt sind, werden im Ganzen in Papier-
form geführt; dies betrifft auch von anderen Gerichten 
oder Spruchkörpern insbesondere wegen Unzuständig-
keit abgegebene Verfahren, soweit die Akten dort zum 
angegebenen Zeitpunkt bereits in Papierform angelegt 
waren. 

§ 2 
Bildung elektronischer Akten

(1) Elektronische Dokumente sowie in Papierform bei-
behaltene Schriftstücke und sonstige Unterlagen gemäß 
§ 3 Absatz 1 Satz 2, die dieselbe Angelegenheit betreffen, 
sind zu Akten zu vereinigen. 

(2) Enthält eine elektronisch geführte Akte sowohl elek-
tronische als auch in Papierform beibehaltene Bestand-
teile, so muss beim Zugriff auf jeden der Teile ein Hin-
weis auf den jeweils anderen Teil enthalten sein. 

(3) Elektronisch geführte Akten sind so zu strukturieren, 
dass sie die gerichtsinterne Bearbeitung sowie den Ak-
tenaustausch unterstützen. 

§ 3
Übertragung von Papierdokumenten

(1) Schriftstücke und sonstige Unterlagen, die zu einer 
elektronisch geführten Akte in Papierform eingereicht 
werden, sind in die elektronische Form zu übertragen. 
Ausgenommen sind Schriftstücke und sonstige Unterla-
gen, deren Übertragung wegen ihres Umfanges oder 
ihrer sonstigen Beschaffenheit unverhältnismäßig wäre, 
sowie in Papierform geführte Akten anderer Instanzen 
und Beiakten. 

(2) Es ist sicherzustellen, dass das elektronische Doku-
ment mit den eingereichten Schriftstücken und sonstigen 
Unterlagen bildlich und inhaltlich übereinstimmt. Die 
Übertragung hat nach dem Stand der Technik zu erfol-
gen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn den Anforde-
rungen der Technischen Richtlinie 03138 Ersetzendes 
Scannen (RESISCAN) des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik genügt wird. Eingescannte 
Leerseiten werden nicht gespeichert. 

(3) Die in Papierform eingereichten, in die elektronische 
Form übertragenen Schriftstücke und sonstigen Unterla-
gen sind mit rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens 
zu vernichten, sofern sie nicht rückgabepfl ichtig sind. 

§ 4
Führung und Aufbewahrung elektronischer Akten

Die elektronische Akte ist mit einem elektronischen Da-
tenverarbeitungssystem nach dem Stand der Technik zu 
führen und aufzubewahren, das insbesondere gewähr-
leistet, dass 

1.  die elektronische Akte benutzbar, lesbar und auffind-
bar ist (Verfügbarkeit), 

2.  die Funktionen der elektronischen Akte nur genutzt 
werden können, wenn sich der Benutzer dem System 
gegenüber identifi ziert und authentisiert (Identifi ka-
tion und Authentisierung), 

3.  die eingeräumten Benutzungsrechte im System ver-
waltet werden (Berechtigungsverwaltung), 

4.  die eingeräumten Benutzungsrechte vom System ge-
prüft werden (Berechtigungsprüfung), 

5.  die Vornahme von Veränderungen und Ergänzungen 
der elektronischen Akte im System protokolliert wird 
(Beweissicherung), 

6.  eingesetzte Datensicherungs-Systeme ohne Sicher-
heitsrisiken wiederhergestellt werden können (Wie-
deraufbereitung), 

7.  etwaige Verfälschungen der gespeicherten Daten 
durch Fehlfunktionen des Systems durch geeignete 
technische Prüfmechanismen rechtzeitig bemerkt 
werden können (Unverfälschtheit), 

8.  die Funktionen des Systems fehlerfrei ablaufen und 
auftretende Fehlfunktionen unverzüglich gemeldet 
werden (Verlässlichkeit), 

9.  der Austausch von Daten im System und bei Einsatz 
öffentlicher Netze sicher erfolgen kann (Übertra-
gungssicherheit). 

§ 5
Datenschutz und Datensicherheit

Die Landesjustizverwaltung ergreift dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechende technische und organi-
satorische Maßnahmen zur Gewährleistung der Daten-
sicherheit und zur Sicherstellung des Datenschutzes 
nach Maßgabe des Gesetzes zum Schutz personenbe-
zogener Daten (Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 
(GV. NRW. S. 542), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1052) geändert 
worden ist), insbesondere der in §  10 Absatz  2 Daten-
schutzgesetz Nordrhein-Westfalen genannten Maßnah-
men. Zur Erfüllung ihrer Verpfl ichtung nach Satz  1 er-
stellt sie ein Sicherheitskonzept, das festlegt, mit 
welchen technischen und organisatorischen Maßnahmen 
die Vorgaben des Gesetzes zum Schutz personenbezoge-
ner Daten und dieser Verordnung gewährleistet werden. 

§ 6
Ersatzmaßnahmen

Im Falle anhaltender technischer Störungen beim Be-
trieb der elektronischen Akte kann die Gerichtsleitung 
des von den Störungen betroffenen Gerichts anordnen, 
dass eine Ersatzakte in Papierform geführt wird. Diese 
ist in die elektronische Form zu übertragen, sobald die 
Störung behoben ist. 
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§ 7
Geltung der Aktenordnungen

Im Übrigen bleiben die Aktenordnungen unberührt. 

§ 8
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. März 2017 in Kraft.

Düsseldorf, den 9. Februar 2017

Der Justizminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2017 S. 284

2022

Berichtigung 
der Zwanzigsten Änderung der Satzung der 

Rheinischen Zusatzversorgungskasse
 vom 2. November 2016

Vom 17. Februar 2017

Die Zwanzigste Änderung der Satzung der Rheinischen 
Zusatzversorgungskasse vom 2. November 2016 (GV. 
NRW. 2017 S. 262) ist wie folgt zu berichtigen:

Die fehlende Anlage zu dem Anhang „Allgemeine Versi-
cherungsbedingungen (AVB) für die freiwillige Versiche-
rung über die RZVK-Zusatzrente nach Maßgabe der 
Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungskasse Tarif 
2017“ wird hiermit nachgereicht.
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Altersfaktorentabelle Tarif 2017 
für die Versicherung von Alters- (A), Erwerbsminderungs- (E), bzw. 

Hinterbliebenenleistungen (H) auf der Basis eines Rechnungszinses in Höhe von 0,5 % 
 

 

Alter EAH EA HA A 
16 0,84 0,87 0,87 0,89 
17 0,84 0,86 0,86 0,89 
18 0,83 0,86 0,86 0,89 
19 0,83 0,85 0,85 0,88 
20 0,82 0,85 0,85 0,88 
21 0,82 0,85 0,85 0,88 
22 0,82 0,85 0,85 0,87 
23 0,82 0,85 0,84 0,87 
24 0,82 0,85 0,84 0,87 
25 0,81 0,85 0,84 0,87 
26 0,81 0,84 0,84 0,87 
27 0,81 0,84 0,84 0,87 
28 0,81 0,84 0,84 0,87 
29 0,81 0,84 0,84 0,87 
30 0,81 0,84 0,83 0,87 
31 0,81 0,84 0,83 0,86 
32 0,80 0,84 0,83 0,86 
33 0,80 0,84 0,83 0,86 
34 0,80 0,84 0,83 0,86 
35 0,80 0,84 0,83 0,86 
36 0,80 0,84 0,83 0,86 
37 0,80 0,84 0,82 0,86 
38 0,80 0,84 0,82 0,86 
39 0,80 0,84 0,82 0,86 
40 0,80 0,83 0,82 0,86 
41 0,80 0,83 0,82 0,85 
42 0,80 0,83 0,82 0,85 
43 0,80 0,83 0,82 0,85 
44 0,79 0,83 0,82 0,85 
45 0,79 0,83 0,81 0,85 
46 0,79 0,83 0,81 0,85 
47 0,79 0,83 0,81 0,85 
48 0,79 0,83 0,81 0,85 
49 0,79 0,83 0,81 0,85 
50 0,79 0,83 0,81 0,85 
51 0,79 0,83 0,81 0,84 
52 0,79 0,83 0,81 0,84 
53 0,79 0,83 0,81 0,84 
54 0,79 0,83 0,81 0,84 
55 0,79 0,83 0,80 0,84 
56 0,79 0,83 0,80 0,84 
57 0,79 0,83 0,80 0,84 
58 0,79 0,83 0,80 0,84 
59 0,79 0,83 0,80 0,84 
60 0,79 0,83 0,80 0,83 
61 0,79 0,83 0,80 0,83 
62 0,79 0,83 0,80 0,83 
63 0,79 0,83 0,79 0,83 
64 0,79 0,83 0,79 0,83 
65 0,79 0,83 0,79 0,83 
66 0,77 0,81 0,77 0,81 

ab 67 0,76 0,80 0,76 0,80 

 

Anlage zu § 3 Absatz 5 Satz 1 AVB

– GV. NRW. 2017 S. 285
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2224

Verordnung 
zur Verleihung der Rechte einer Körperschaft 

des öffentlichen Rechts an den Hindu Shankarar 
Sri Kamadchi Ampal Tempel e.V. (Europa) 

mit Sitz in Hamm-Uentrop
Vom 14. Februar 2017

Auf Grund des § 2 Absatz 1 Satz 1 des Körperschaftssta-
tusgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S.  604) 
verordnet die Landesregierung nach Anhörung des zu-
ständigen Ausschusses des Landtags:

§ 1

Dem Hindu Shankarar Sri Kamadchi Ampal Tempel e.V. 
(Europa) mit Sitz in Hamm-Uentrop werden die Rechte 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verliehen. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 14. Februar 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei

Franz-Josef  L e r s c h - M e n s e

– GV. NRW. 2017 S. 287

7133

Verordnung zur Änderung
der Eichzuständigkeitsverordnung

Vom 14. Februar 2017

Auf Grund 

–  des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisationsgeset-
zes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S.  421), der zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. 
NRW. S.  462) geändert worden ist, insoweit nach An-
hörung des fachlich zuständigen Ausschusses des 
Landtags,

–  des § 8 des Einheiten- und Zeitgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Februar 1985 (BGBl.  I 
S.  408), der durch Artikel 1 Nummer  7 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2008 (BGBl. I S. 1185) geändert worden ist, 
und 

–  des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602)

verordnet die Landesregierung: 

Artikel 1

Die Eichzuständigkeitsverordnung vom 28. April 2015 
(GV. NRW. S. 443) wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt gefasst:

 „§ 1
 Landesbetrieb Mess- und Eichwesen 
 Nordrhein-Westfalen

  Der Landesbetrieb Mess- und Eichwesen Nordrhein-
Westfalen ist zuständig für die Durchführung des 

Mess- und Eichgesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl.  I 
S.  2722), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. 
April 2016 (BGBl.  I S.  718) geändert worden ist und 
des Einheiten- und Zeitgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Februar 1985 (BGBl.  I 
S. 408), das zuletzt durch Artikel 2 und Artikel 4 Ab-
satz  65 des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBl.  I 
S. 1666) geändert worden ist, und der auf Grund die-
ser Gesetze erlassenen Verordnungen, soweit sich 
nicht aus diesen Rechtsvorschriften oder § 2 etwas an-
deres ergibt.“

2.  § 3 Satz 2 wird aufgehoben.

3.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 2 wird aufgehoben.

 b)  Der neue Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Das für Wirtschaft zuständige Ministerium be-
richtet der Landesregierung bis zum 31. Dezember 
2022 und danach alle fünf Jahre über die Erfah-
rungen mit dieser Verordnung.“

4.  Die Anlage wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 14. Februar 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

– GV. NRW. 2017 S. 287

7134

Verordnung 
über die Zentrale Kaufpreissammlung 

der amtlichen Grundstückswertermittlung 
Nordrhein-Westfalen 

(VO ZKPS NRW)
Vom 14. Februar 2017

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1
Grundlagen

§ 1 Aufgaben und Zuständigkeiten

§ 2 Anlass und Ansatz

§ 3 Datenschutz

§ 4 Begriffsbestimmungen

Abschnitt 2
Bestandteile des Verfahrens

§ 5 Grundmodell

§ 6  Betroffene und Rollen

§ 7 Datenart und Datenherkunft

§ 8 Datenführung

§ 9 Zugriffsrechte



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 9 vom 28. Februar 2017288

§ 10 Zugriffssteuerung

§ 11 Zugriffskontrolle

Abschnitt 3
Pfl ege des Verfahrens

§ 12 Verfahrensanpassungen

§ 13 Pfl egegruppe

Abschnitt 4
Schlussbestimmungen

§ 14 Ausführungsbestimmungen

§ 15 Experimentierklausel

§ 16 Übergangsvorschriften

§ 17 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt 1
Grundlagen

§ 1
Aufgaben und Zuständigkeiten

(1) Die amtliche Grundstückswertermittlung ist eine ho-
heitliche Aufgabe zur Herstellung einer hinreichenden 
Transparenz auf dem Grundstücksmarkt. Sie wird von 
den Gutachterausschüssen und dem Oberen Gutachter-
ausschuss für Grundstückswerte im Land Nordrhein-
Westfalen gemäß der Gutachterausschussverordnung 
NRW vom 23. März 2004 (GV. NRW. S. 146) in der jeweils 
geltenden Fassung wahrgenommen.

(2) Die Kaufpreissammlung gemäß §  8 der Gutachter-
ausschussverordnung NRW enthält grundstücksmarktre-
levante Daten und ist die Datenbasis für sämtliche Leis-
tungen der amtlichen Grundstückswertermittlung. Für 
die Führung der Kaufpreissammlung sind die Gutachter-
ausschüsse zuständig. Der Obere Gutachterausschuss 
unterstützt unter anderem die Gutachterausschüsse 
fachlich und technisch bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben. Die Gutachterausschüsse und der Obere Gutach-
terausschuss verwenden die Daten der Kaufpreissamm-
lung für ihre Auswertungen und Analysen gemäß der 
Gutachterausschussverordnung NRW.

(3) Die Leistungen und die dafür verwendeten Verfahren 
der amtlichen Grundstückswertermittlung sind ständig 
der aktuellen Rechtslage und dem aktuellen Stand der 
Technik anzupassen. Sie sollen des Weiteren den Anfor-
derungen von Bürgern und Nutzern aus Recht, Verwal-
tung, Wirtschaft und Wissenschaft genügen.

§ 2
Anlass und Ansatz

(1) Regionale und überregionale Auswertungen sowie 
Analysen in der amtlichen Grundstückswertermittlung 
erfordern eine einheitliche Führung der Daten der Kauf-
preissammlung und einen zentralen Zugang zu diesen 
Daten.

(2) Aufgrund der Anforderungen gemäß Absatz  1 sowie 
zur Verbesserung der Effektivität und Effizienz bei der 
Aufgabenerfüllung der amtlichen Grundstückswerter-
mittlung wird für das Land Nordrhein-Westfalen eine 
Zentrale Kaufpreissammlung eingerichtet und betrieben. 
Die Zentrale Kaufpreissammlung ist ein automatisiertes 
Abrufverfahren gemäß §  9 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 542) in der jeweils 
geltenden Fassung.

(3) Betrieb, Führung und Nutzung der Zentralen Kauf-
preissammlung obliegen den Gutachterausschüssen und 
dem Oberen Gutachterausschuss gemäß §  6 Absatz  1 
bis 3.

§ 3
Datenschutz

(1) Die Gutachterausschüsse und der Obere Gutachter-
ausschuss tauschen gemäß §  5 Absatz  7, §  12 Absatz  2 
und §  14 Absatz  2 der Gutachterausschussverordnung 

NRW untereinander Daten der Kaufpreissammlungen 
aus. Sie bedienen sich dabei der Zentralen Kaufpreis-
sammlung.

(2) Im Rahmen des Einsatzes der Zentralen Kaufpreis-
sammlung ist eine regelmäßige Übermittlung von Daten 
durch die Gutachterausschüsse und den Oberen Gutach-
terausschuss notwendig. Die Datenübermittlung wird 
gemäß § 9 Absatz 2 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen nach Maßgabe dieser Verordnung zugelassen. 
Sie erfolgt durch periodische Übertragung von Daten 
der Kaufpreissammlung in die zentrale Datenbank oder 
durch Führung bestimmter Daten der Kaufpreissamm-
lung in der zentralen Datenbank durch die Gutachter-
ausschüsse gemäß § 8 (Datenführung) sowie durch Abruf 
dieser Daten für Aufgaben der amtlichen Grundstücks-
wertermittlung durch die Gutachterausschüsse und den 
Oberen Gutachterausschuss gemäß § 9 (Datennutzung).

(3) Für die Zentrale Kaufpreissammlung besteht ein 
hoher Schutzbedarf. Datenführung und Datennutzung 
erfolgen in gesicherter Form. Ein Zugriff auf die zentrale 
Datenbank ist nur durch hierzu Berechtigte zulässig. Be-
rechtigte sind die in § 6 in Verbindung mit § 9 genannten 
Betroffenen. Dritten ist ein Zugang zur Zentralen Kauf-
preissammlung nicht gestattet.

(4) Das für die amtliche Grundstückswertermittlung zu-
ständige Ministerium dokumentiert in einem Sicher-
heitskonzept gemäß § 10 Absatz 3 des Datenschutzgeset-
zes Nordrhein-Westfalen für die Zentrale 
Kaufpreissammlung den Schutzbedarf sowie getroffene 
technische und organisatorische Schutzmaßnahmen. Des 
Weiteren führt dieses Ministerium das Verfahrensver-
zeichnis gemäß §  8 Absatz  1 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen.

§ 4
Begriffsbestimmungen

(1) Der Betrieb im Sinne dieser Verordnung umfasst die 
fachliche sowie verfahrenstechnische Bereitstellung und 
Pfl ege eines IT-Verfahrens zur Datenführung und Daten-
nutzung.

(2) Die Führung im Sinne dieser Verordnung umfasst die 
Übernahme von Daten in die Datenbank des IT-Verfah-
rens nach Absatz  1 sowie die Haltung dieser Daten in 
der Datenbank. 

(3) Die Nutzung im Sinne dieser Verordnung umfasst 
den Zugriff und die Auswertung von Daten, die in der 
Datenbank des IT-Verfahrens nach Absatz 1 geführt wer-
den.

Abschnitt 2
Bestandteile des Verfahrens

§ 5
Grundmodell

(1) Betrieb, Führung und Nutzung der Zentralen Kauf-
preissammlung erfolgen gemäß dieser Verordnung.

(2) Die Zentrale Kaufpreissammlung besteht aus einer 
zentralen Datenbank, einem Verarbeitungsteil und einer 
Webanwendung. In der zentralen Datenbank werden die 
Daten der Zentralen Kaufpreissammlung vorgehalten. 
Die Webanwendung erlaubt einen schreibenden und le-
senden Zugriff auf diese Daten und einen Datenexport. 
Der Verarbeitungsteil erlaubt die Auswertung und Ana-
lyse dieser Daten innerhalb der Zentralen Kaufpreis-
sammlung. Hierzu sind entsprechende Auswertefunktio-
nen hinterlegt.

(3) Die Zentrale Kaufpreissammlung enthält Daten der 
Kaufpreissammlungen der Gutachterausschüsse gemäß 
§ 7.

(4) Zugriff auf die zentrale Datenbank haben nur die 
Gutachterausschüsse und der Obere Gutachterausschuss. 
Der Zugriff wird über eine Zugangssteuerung gemäß 
§ 10 geregelt.

(5) Die Zentrale Kaufpreissammlung wird gemäß §  1 
Absatz 3 in Verbindung mit § 12 bedarfsweise angepasst.
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§ 6
Betroffene und Rollen

(1) Der Betrieb der Zentralen Kaufpreissammlung 
gemäß §  4 Absatz  1 obliegt dem Oberen Gutachteraus-
schuss. Er umfasst die Bereitstellung des Verfahrens, die 
serverseitige Anpassung von Datenfeldern und Daten-
attributen, die serverseitige Anpassung von Auswerte-
funktionen und die Zugriffssteuerung gemäß §  10 Ab-
satz  3. Das Hosting der Zentralen Kaufpreissammlung 
erfolgt über den zentralen Informationsdienstleister des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Informationsdienstleister) 
nach Maßgabe des für die amtliche Grundstückswerter-
mittlung zuständigen Ministeriums. Der Informations-
dienstleister erbringt IT-Leistungen, die zum Betrieb, zur 
Führung und zur Nutzung der Zentralen Kaufpreis-
sammlung erforderlich sind.

(2) Die Führung der Zentralen Kaufpreissammlung 
gemäß § 4 Absatz 2 obliegt in der jeweiligen Zuständig-
keit den Gutachterausschüssen. Sie umfasst den webba-
sierten Zugriff auf die zentrale Datenbank, das Einstel-
len und Editieren von Daten gemäß §  7 Absatz  2 
innerhalb des Verfahrens beziehungsweise das Importie-
ren von Daten aus einer lokal geführten Datenbank. Des 
Weiteren obliegt den Gutachterausschüssen die Zugriffs-
steuerung gemäß § 10 Absatz 4.

(3) Die Nutzung der Zentralen Kaufpreissammlung 
gemäß § 4 Absatz 3 erfolgt grundsätzlich nur durch die 
Gutachterausschüsse und den Oberen Gutachteraus-
schuss zur Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie umfasst den 
webbasierten Zugriff auf die zentrale Datenbank, die 
Auswertung von Daten innerhalb der Zentralen Kauf-
preissammlung und den Datenexport für weitergehende 
Auswertungen außerhalb der Zentralen Kaufpreissamm-
lung.

(4) Die anlassbezogene Nutzung der Zentralen Kauf-
preissammlung durch die Aufsichtsbehörden über die 
Gutachterausschüsse und die Aufsichtsbehörde über den 
Oberen Gutachterausschuss sowie den Informations-
dienstleister gemäß §  9 Absatz  4 und 5 ist zulässig, so-
weit dies zur rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben er-
forderlich ist.

§ 7
Datenart und Datenherkunft

(1) Die Zentrale Kaufpreissammlung enthält Daten der 
Kaufpreissammlungen der Gutachterausschüsse gemäß 
§  8 Absatz  2 und 3 der Gutachterausschussverordnung 
NRW.

(2) Die Daten der Zentralen Kaufpreissammlung werden 
von dem für die amtliche Grundstückswertermittlung 
zuständigen Ministerium nach Maßgabe der Gutachter-
ausschussverordnung NRW in einem Datenkatalog fest-
gelegt. Der Datenkatalog gibt vor, welche Daten der 
Kaufpreissammlung von den Gutachterausschüssen ver-
pfl ichtend in der Zentralen Kaufpreissammlung zu füh-
ren sind (Pfl ichtinhalte).

(3) Bei den Daten handelt es sich um 

1.   Verwaltungsdaten, die den jeweiligen Gutachteraus-
schuss beschreiben, 

2.   Vertragsdaten, die Verträge zur Übertragung von Ei-
gentum an Grundstücken sowie zur Begründung oder 
Veränderung von Rechten an Grundstücken beschrei-
ben,

3.  Personendaten, die beurkundende Stellen (Name) 
gemäß §  195 Absatz  1 des Baugesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 172) geän-
dert worden ist,  sowie temporär Erwerber (Name und 
Anschrift) beschreiben, und

4.   Grundstücksdaten, die die betreffenden Grundstücke 
und Immobilien sowie Rechte daran beschreiben.

(4) Bestimmte Grundstücksdaten gemäß Absatz 3 Num-
mer  4 dürfen aus dem Liegenschaftskataster abgerufen 
werden. Die Zentrale Kaufpreissammlung wird hierzu 
standardmäßig an den zentral vorgehaltenen Sekundär-
datenbestand des Amtlichen Liegenschaftskatasterinfor-

mationssystems bei der hierfür zuständigen Bezirksre-
gierung angebunden. Auf Antrag und bei vollständiger 
Erfüllung der technischen Voraussetzungen auf Seiten 
der Katasterbehörde kann zusätzlich der primäre Daten-
bestand dieser Katasterbehörde angebunden werden.

§ 8
Datenführung

(1) Die Zentrale Kaufpreissammlung wird gemäß §  6 
Absatz 2 von den Gutachterausschüssen geführt.

(2) Der Datenkatalog gemäß § 7 Absatz 2 ist für die Füh-
rung der Zentralen Kaufpreissammlung verbindlich.

(3) Die Zentrale Kaufpreissammlung wird wahlweise di-
rekt, durch Vorhalten der Primärdaten in der zentralen 
Datenbank, oder indirekt, durch periodische Übermitt-
lung gemäß Absatz 5 von Sekundärdaten aus einer lokal 
geführten Datenbank, geführt.

(4) In der Zentralen Kaufpreissammlung werden min-
destens die Pfl ichtinhalte laut Datenkatalog (Muss- und 
Soll-Felder) geführt. Muss-Felder sind zwingend zu bele-
gen. Soll-Felder sind dann zu belegen, wenn die entspre-
chenden Daten beim jeweiligen Gutachterausschuss er-
fasst worden sind. Die Datenfelder, die im Datenkatalog 
nicht als Pfl ichtfelder defi niert sind (Kann-Felder), wer-
den in der Zentralen Kaufpreissammlung geführt, sofern 
dies zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung erforderlich ist 
und diese Daten in der zentralen Datenbank vorgehalten 
werden sollen.

(5) Der Datenbestand der Zentralen Kaufpreissamm-
lung ist aktuell zu halten. Bei direkter Führung der Zen-
tralen Kaufpreissammlung gemäß Absatz 3 wird der Da-
tenbestand mit jeder Einstellung oder Editierung von 
Daten aktualisiert. Sofern die Kaufpreissammlung indi-
rekt gemäß Absatz 3 geführt wird, aktualisiert der Gut-
achterausschuss seinen Datenbestand in der Zentralen 
Kaufpreissammlung zum Ende eines jeden Quartals.

§ 9
Zugriffsrechte

(1) Die Zugriffsrechte entsprechen den Rollen gemäß § 6.

(2) Die Gutachterausschüsse haben gemäß § 8 der Gut-
achterausschussverordnung NRW in Verbindung mit § 2 
Absatz 1 Satz 2 ein uneingeschränktes Schreib- und Le-
serecht für die eigenen Daten in der Zentralen Kauf-
preissammlung. Jeder Gutachterausschuss hat des Weite-
ren nach Freigabe gemäß § 10 Absatz 3 Satz 3 aufgrund 
von § 12 Absatz 2 und § 14 Absatz 2 der Gutachteraus-
schussverordnung NRW in Verbindung mit § 3 Absatz 1 
ein befristetes und zweckgebundenes Leserecht für die 
Daten der anderen Gutachterausschüsse in der Zentra-
len Kaufpreissammlung.

(3) Der Obere Gutachterausschuss hat gemäß §  5 Ab-
satz 7 und § 26 der Gutachterausschussverordnung NRW 
in Verbindung mit § 1 Absatz 2 Satz 1 und 3 und § 3 Ab-
satz 1 ein uneingeschränktes Leserecht für die Daten in 
der Zentralen Kaufpreissammlung sowie ein 
Schreibrecht, soweit dies zur rechtmäßigen Erfüllung 
seiner Aufgaben erforderlich ist.

(4) Die Aufsichtsbehörden über die Gutachterausschüsse 
und die Aufsichtsbehörde über den Oberen Gutachter-
ausschuss haben gemäß § 1 Absatz 5 und § 21 Absatz 3 
der Gutachterausschussverordnung NRW in Verbindung 
mit §  6 Absatz  4 anlassbezogen ein uneingeschränktes 
Leserecht für die Daten in der Zentralen Kaufpreis-
sammlung, soweit dies zur rechtmäßigen Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist.

(5) Der Informationsdienstleister hat ein Zugriffsrecht 
für die Daten in der Zentralen Kaufpreissammlung, 
wenn und soweit dies zur rechtmäßigen Erfüllung seiner 
Aufgaben gemäß § 6 Absatz 1 Satz 3 erforderlich ist.

§ 10
Zugriffssteuerung

(1) Ein direkter Zugriff auf die zentrale Datenbank 
gemäß § 5 Absatz 2 ist nur durch berechtigte Nutzer der 
Gutachterausschüsse und des Oberen Gutachteraus-
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schusses möglich. Für jeden Nutzer ist ein separates 
Nutzerprofi l anzulegen.

(2) Die Zugriffssteuerung erfolgt über ein zweistufi ges 
Administrationstool:

1.   Mandantenadministration, zur Einrichtung und Frei-
schaltung der nutzenden Einrichtungen und

2.   Nutzeradministration, zur Einrichtung und Freischal-
tung von Nutzern innerhalb der nutzenden Einrich-
tungen.

(3) Der Obere Gutachterausschuss leistet gemäß § 6 Ab-
satz 1 die Mandantenadministration für alle Gutachter-
ausschüsse und die Nutzeradministration für seine eige-
nen Nutzer. Grundsätzlich werden gemäß §  9 Absatz  2 
Satz 1 und Absatz 3 für den Oberen Gutachterausschuss 
die Daten aller Gutachterausschüsse und für die Gut-
achterausschüsse deren eigene Daten in der Zentralen 
Kaufpreissammlung ohne Befristung freigeschaltet. 
Durch anlassbezogene schriftliche Freigabe kann ein 
Gutachterausschuss einem anderen Gutachterausschuss 
ein befristetes und zweckgebundenes Leserecht für seine 
Daten erteilen. Die Freigabe ist dem Oberen Gutachter-
ausschuss, dem anderen Gutachterausschuss und der be-
treffenden Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(4) Jeder Gutachterausschuss leistet die Nutzeradminis-
tration für seine eigenen Nutzer. Die Nutzer erhalten 
entsprechend ihren Aufgaben Zugriff auf die eigenen 
und die für den Gutachterausschuss freigeschalteten 
Daten. Der Gutachterausschuss räumt des Weiteren an-
deren Gutachterausschüssen entsprechend seiner schrift-
lichen Freigabe gemäß Absatz  3 Satz  3 ein befristetes 
und zweckgebundenes Leserecht für seine Daten ein.

(5) Der Datenzugang für die Aufsichtsbehörden und den 
Informationsdienstleister gemäß § 9 Absatz 4 und 5 wird 
nicht innerhalb der Zentralen Kaufpreissammlung be-
werkstelligt. Er wird anlassbezogen nach Maßgabe der 
jeweiligen Aufsichtsbehörde beziehungsweise in Fragen 
des technischen Betriebs nach Maßgabe des Informati-
onsdienstleisters durch den Informationsdienstleister be-
werkstelligt.

§ 11

Zugriffskontrolle

(1) Jeder Zugriff auf die zentrale Datenbank gemäß § 5 
Absatz  2 wird automatisch protokolliert. Dabei werden 
die Kennung des zugreifenden Gutachterausschusses be-
ziehungsweise des Oberen Gutachterausschusses, die 
Kennung des zugreifenden Nutzers und der Zeitpunkt 
des Zugriffs protokolliert. Die Protokolldaten werden je-
weils nach zwölf Monaten gelöscht.

(2) Die protokollierten Daten gemäß Absatz  1 dürfen 
nur für Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensi-
cherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen 
Betriebs der Zentralen Kaufpreissammlung verwendet 
werden. Die Protokolldaten sind durch geeignete Vorkeh-
rungen gegen zweckfremde Verwendung und gegen sons-
tigen Missbrauch zu schützen.

(3) Die Gutachterausschüsse und der Obere Gutachter-
ausschuss sowie deren Nutzer haben anlassbezogen ein 
Leserecht für die eigenen Protokolldaten. Die Aufsichts-
behörden haben anlassbezogen ein Leserecht für die 
Protokolldaten der Gutachterausschüsse beziehungs-
weise des Oberen Gutachterausschusses, soweit dies zur 
rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(4) Die Gutachterausschüsse fordern die Protokolldaten 
beim Oberen Gutachterausschuss an. Die Nutzer der 
Gutachterausschüsse und des Oberen Gutachteraus-
schusses fordern die Protokolldaten jeweils beim Vorsitz 
ihres Ausschusses an. Die Aufsichtsbehörden fordern die 
Protokolldaten beim Vorsitz des Oberen Gutachteraus-
schusses an. Dritte können keine Protokolldaten anfor-
dern.

(5) Bereitstellung und Löschung der Protokolldaten 
werden vom Informationsdienstleister nach Maßgabe des 
für die amtliche Grundstückswertermittlung zuständi-
gen Ministeriums geleistet.

Abschnitt 3
Pfl ege des Verfahrens

§ 12
Verfahrensanpassungen

(1) Der Datenkatalog nach § 7 Absatz 2 und die Auswer-
tefunktionen nach §  5 Absatz  2 werden gemäß §  1 Ab-
satz 1 nach Maßgabe der Gutachterausschussverordnung 
NRW bedarfsweise fortgeschrieben. Die Zentrale Kauf-
preissammlung ist entsprechend anzupassen (interne 
An passungen).

(2) Jede Fortschreibung und Anpassung nach Absatz  1 
wird vom Oberen Gutachterausschuss vorgenommen. 
Grundlegende Anpassungen der Zentralen Kaufpreis-
sammlung werden vom Verfahrensentwickler aufgrund 
entsprechender Beauftragung durch das für die amtliche 
Grundstückswertermittlung zuständige Ministerium 
durchgeführt (externe Anpassungen).

(3) Anpassungen der Zentralen Kaufpreissammlung er-
folgen maximal einmal jährlich. Bedarfsmeldungen zur 
Verfahrensanpassung können die Gutachterausschüsse 
und der Obere Gutachterausschuss anzeigen. Diese Be-
darfsmeldungen werden beim Oberen Gutachteraus-
schuss zusammengeführt und jeweils zum Jahresanfang 
(bis zum 31. März) von der Pfl egestelle gemäß §  13 ge-
würdigt. Das für die amtliche Grundstückswertermitt-
lung zuständige Ministerium entscheidet über die 
Durchführung von Verfahrensanpassungen aufgrund des 
Ergebnisses gemäß § 13 Absatz 4. Der Obere Gutachter-
ausschuss schreibt den Datenkatalog entsprechend der 
Entscheidung des für die amtliche Grundstückswerter-
mittlung zuständigen Ministeriums fort und passt die 
Zentrale Kaufpreissammlung nach seiner Maßgabe, be-
darfsweise mit Unterstützung des Informationsdienst-
leisters, entsprechend an. Jeweils zum Jahresende (bis 
zum 31. Dezember) des Folgejahres wird der gegebenen-
falls fortgeschriebene Datenkatalog vom zuständigen 
Ministerium als verbindlich vorgegeben und die gegebe-
nenfalls angepasste Zentrale Kaufpreissammlung in Be-
trieb genommen.

(4) Anpassungen der Zentralen Kaufpreissammlung 
werden vom Oberen Gutachterausschuss dokumentiert 
und den Gutachterausschüssen und Aufsichtsbehörden 
mitgeteilt.

(5) Bei lokaler Führung der Kaufpreissammlung sind 
Anpassungen der Zentralen Kaufpreissammlung in das 
lokal betriebene IT-Verfahren zu übernehmen, so dass si-
chergestellt ist, dass die Pfl ichtfelder in der Zentralen 
Kaufpreissammlung aktuell gehalten werden. Des Weite-
ren sind Abweichungen vom Datenkatalog gemäß §  7 
Absatz 2 in lokal betriebenen IT-Verfahren grundsätzlich 
zu vermeiden und auf die Ergänzung von Datenfeldern 
und zugehörigen Attributen zu beschränken, die der 
Gutachterausschuss zusätzlich benötigt, die aber nicht 
in der jeweils aktuellen Fassung des Datenkatalogs ent-
halten sind. Veränderungen der Pfl ichtfelder laut Daten-
katalog sind unzulässig.

§ 13
Pfl egegruppe

(1) Zur Pfl ege der Zentralen Kaufpreissammlung wird 
eine ständige Pfl egegruppe eingerichtet.

(2) Die Pfl egegruppe besteht aus Vertretern der Gutach-
terausschüsse, des Oberen Gutachterausschusses und des 
Informationsdienstleisters. Die Leitung der Pfl egegruppe 
obliegt dem Oberen Gutachterausschuss.

(3) Die Pfl egegruppe befasst sich insbesondere mit der 
Fortschreibung des Datenkatalogs und der Auswerte-
funktionen gemäß § 12 Absatz 1 sowie internen und ex-
ternen Verfahrensanpassungen gemäß § 12 Absatz 1 und 
2. Darüber hinaus unterstützt die Pfl egegruppe die Gut-
achterausschüsse bei der Nutzung der Zentralen Kauf-
preissammlung durch Entwicklung und Fortschreibung 
von Nutzungshilfen, Initiierung und Durchführung er-
forderlicher Schulungen nach Maßgabe des für die amt-
liche Grundstückswertermittlung zuständigen Ministeri-
ums sowie Beratung der Gutachterausschüsse bezüglich 
der verschiedenen Varianten zur Nutzung der Zentralen 
Kaufpreissammlung.
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(4) Die Pfl egegruppe prüft, ob ein übergreifendes fachli-
ches Interesse an den Bedarfsmeldungen gemäß § 12 Ab-
satz  3 besteht. Das Ergebnis dieser Würdigung legt sie 
dem für die amtliche Grundstückswertermittlung zu-
ständigen Ministerium zur Entscheidung vor.

(5) Die Pfl egegruppe führt ihre Aufgaben gemäß dieser 
Verordnung eigenständig und eigenverantwortlich durch.

Abschnitt 4

Schlussbestimmungen

§ 14

Ausführungsbestimmungen

Das für die amtliche Grundstückswertermittlung zustän-
dige Ministerium erlässt bedarfsweise weitergehende Re-
gelungen zur Ausführung dieser Verordnung durch Ver-
waltungsvorschrift.

§ 15

Experimentierklausel

Zur Erprobung von Erweiterungen der Zentralen Kauf-
preissammlung zum Zwecke der Weiterentwicklung der 
amtlichen Grundstückswertermittlung kann das für die 
amtliche Grundstückswertermittlung zuständige Minis-
terium nach Maßgabe der Gutachterausschussverord-
nung NRW für den Einzelfall zeitlich befristete Ausnah-
men von den Vorschriften der Abschnitte 2 und 3 dieser 
Verordnung zulassen.

§ 16

Übergangsvorschriften

(1) Die Zentrale Kaufpreissammlung wird 2017 in Be-
trieb genommen.

(2) Die Pfl ichtinhalte gemäß § 8 Absatz 4 werden für alle 
Kauffälle, die bei den Gutachterausschüssen ab Anfang 
2017 im Rahmen ihrer Aufgaben erfasst und ausgewertet 
werden, in der Zentralen Kaufpreissammlung geführt. 
Die Daten gemäß Satz 1 aus dem Jahr 2017 werden bis 
Ende 2017 in die Zentrale Kaufpreissammlung über-
nommen.

(3) Es liegt in der Entscheidung der Gutachteraus-
schüsse, ob die Pfl ichtinhalte gemäß Absatz  2 für ihre 
Erfassungen und Auswertungen von Kauffällen vorange-
gangener Jahre auch in die Zentrale Kaufpreissammlung 
übertragen werden (Altdatenmigration).

(4) Der Datenbestand der Zentralen Kaufpreissamm-
lung wird ab 2018 gemäß § 8 Absatz 5 aktualisiert.

§ 17

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft und am 31. Dezember 2026 außer Kraft.

Diese Verordnung wird erlassen

1. von der Landesregierung auf Grund des § 199 Absatz 2 
Nummer 4 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl.  I 
S. 2414), der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. 
Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) geändert worden ist,

2. vom Ministerium für Inneres und Kommunales auf 
Grund des § 9 Absatz 2 Satz 1 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 542), der durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 252) 
geändert worden ist.

Düsseldorf, den 14. Februar 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2017 S. 287

81

Satzung 
des Landschaftsverbandes Rheinland

über die Zuweisung von Mitteln der Ausgleichs-
abgabe nach dem Sozialgesetzbuch – 

Neuntes Buch – (SGB IX) 
an die örtlichen Fachstellen bei den Kreisen, 

kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten 
und dem Gemeindeverband Städteregion Aachen 

im Rheinland für das Haushaltsjahr 2017
(Ausgleichsabgabesatzung 2017)

Vom 21. Dezember 2016

Aufgrund des § 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 Buchstabe d 
der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.  657) in Verbindung mit 
§ 6 des Gesetzes zur Durchführung der Kriegsopferfür-
sorge und des Schwerbehindertenrechts in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. November 1987 (GV. NRW. 
S.  401), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 874) geändert worden ist, 
hat die Landschaftsversammlung Rheinland am 21. De-
zember 2016 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Den örtlichen Fachstellen für behinderte Menschen im 
Arbeitsleben (im weiteren örtliche Fachstellen) bei den 
Kreisen, kreisfreien und großen kreisangehörigen Städ-
ten und dem Gemeindeverband Städteregion Aachen im 
Rheinland wird zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 102 
Absatz  1 Nummer  3 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Mensch 
– (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001 (BGBl.  I 
S. 1046, 1047), das zuletzt durch Artikel 1 a des Gesetzes 
vom 26. Juli 2016 (BGBl. I S. 1824) geändert worden ist, 
in Verbindung mit §  1 Absatz  1 Nummer  6 der Verord-
nung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Sozi-
algesetzbuch IX vom 31. Januar 1989 (GV. NRW. S.  78), 
die zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 30. Okto-
ber 2007 (GV. NRW. S. 482) geändert worden ist, für das 
Jahr 2017 13 300 000,00 EUR des Aufkommens an Aus-
gleichsabgabe zugewiesen.

§ 2

Aufkommen an Ausgleichsabgabe im Sinne dieser Sat-
zung ist der von dem LVR-Integrationsamt im Jahr 2015 
vereinnahmte Gesamtbetrag der Ausgleichsabgabe unter 
Berücksichtigung des für 2015 durchgeführten Finanz-
ausgleichs zwischen den Integrationsämtern und der Ab-
führung des dem Ausgleichsfonds beim Bundesminister 
für Arbeit und Soziales zustehenden Anteils.

§ 3

Die Aufteilung der Mittel gemäß §  1 auf die örtlichen 
Fachstellen erfolgt in der Weise, dass zunächst jeder ört-
lichen Fachstelle ein Betrag in Höhe von 52 000,00 Euro 
zur Verfügung gestellt wird. Die verbleibenden Mittel 
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werden dann auf der Grundlage der Anzahl der in den 
jeweiligen Kreisen, kreisfreien und großen kreisangehö-
rigen Städten und dem Gemeindeverband Städteregion 
Aachen am 31. Dezember 2015 wohnenden schwerbehin-
derten Menschen prozentual aufgeteilt.

§ 4

Das LVR-Integrationsamt kann einzelnen örtlichen 
Fachstellen zur Durchführung ihrer Aufgaben über die 
ihnen gemäß §§  1 und 3 zugewiesenen Beträge hinaus 
weitere Mittel an Ausgleichsabgabe zur Verfügung stel-
len.

§ 5

Diese Satzung gilt für das Haushaltsjahr 2017.

Der Vorsitzende
der Landschaftsversammlung Rheinland

Prof. Dr. Jürgen  W i l h e l m

Schriftführerin 
der Landschaftsversammlung Rheinland

Ulrike  L u b e k

Die vorstehende Ausgleichsabgabesatzung wird gemäß 
§ 6 Absatz 2 Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GV. NRW. S.  657), die zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. November 2016 
(GV. NRW. S. 966) geändert worden ist, in der zurzeit gel-
tenden Fassung bekannt gemacht.

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Landschaftsverband-
sordnung gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn,

–  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

–  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

–  die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

–  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 21. Dezember 2016

Die Direktorin
des Landschaftsverbandes Rheinland

Ulrike  L u b e k

– GV. NRW. 2017 S. 291
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33. Änderung des Regionalplans
für den Regierungsbezirk Detmold

– Gebietsentwicklungsplan, 
Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld – 

auf dem Gebiet der Stadt Halle
Vom 15. Februar 2017

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold hat in 
seiner Sitzung am 5. Dezember 2016 die 33. Änderung 
des Regionalplans für den Regierungsbezirk Detmold – 
„Gebietsentwicklungsplan, Teilabschnitt Oberbereich 
Bielefeld“ – auf dem Gebiet der Stadt Halle, Neudarstel-
lung eines „Allgemeinen Siedlungsbereichs“, aufgestellt.

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Detmold mit Bericht vom 7. Dezember 2016 – Aktenzei-
chen: 32-33.Änd_OBBi – gemäß § 19 Absatz 6 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 
2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 868) geän-
dert worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Detmold (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Gütersloh und der Stadt Halle 
zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  11 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 124 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 12 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung bei der Erarbeitung und Auf-
stellung der Änderung des Regionalplanes unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
 Bekanntmachung des Regionalplans gegenüber der 
 Bezirksregierung Detmold (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 15. Februar 2017

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2017 S. 292


